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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über die Sicherung des Unterhalts 
für Angehörige der zum Wehrdienst einberuf enen Wehrpflichtigen 
(Unterhaltssicherungsgesetz) 

- Drucksache 3210 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verteidigung 

(6. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über die Sicherung 
des Unterhalts für Angehörige der zum 
Wehrdienst einberufenen Wehrpflichtigen 
(Unterhaltssicherungsgesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


Entwurf eines Gesetzes über die Sicherung 
des Unterhalts für Angehörige der zum 
Wehrdienst einberufenen Wehrpflichtigen 
(Unterhaltssicherungsgesetz) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Grundsätze 


ERSTER ABSCHNITT 
Allgemeine Grundsätze 


§ 1 


Sicherung des Unterhalts 


(1) Die Familienangehörigen der zur Er- 
füllung des Grundwehrdienstes oder zu Wehr- 
übungen einberufenen Wehrpflichtigen erhal- 
ten Leistungen zur Sicherung ihres Lebens- 
bedarfs (Unterhaltssicherung) nach Maßgabe 
dieses Gesetzes. Das gilt auch für Familien- 
angehörige von Wehrpflichtigen, die ihre 
Wehrpflicht auf Grund freiwilliger Verpflich- 
tung erfüllen. 

(2) Ein Anspruch auf Unterhaltssicherung 
nach diesem Gesetz besteht nicht, wenn der 
Wehrpflichtige Dienstbezüge als Berufssoldat 
oder Soldat auf Zeit erhält. 


§ 1 


unverändert 
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Entwurf 

§ 2 

Familienangehörige 

(1) Familienangehörige des Wehrpflichti- 
gen im Sinne dieses Gesetzes sind 

1. die Ehefrau, 

2. die ehelichen und für ehelich erklärten 
Kinder, 

3. die an Kindes Statt angenommenen 
Kinder, 

4. Stiefkinder, 

5. die unehelichen Kinder des Wehrpflich- 
tigen, wenn seine Verpflichtung zur Un- 
terhaltsgewährung feststeht, 

6. die Ehefrau, deren Ehe geschieden, für 
nichtig erklärt oder aufgehoben ist, 

7. Verwandte der aufsteigenden Linie, 

8. Enkel, 

9. Adoptiveltern, 

10. Stiefeltern und Pflegeeltern, 

11. Pflegekinder, 

12. elternlose Geschwister des Wehrpflichtigen. 

(2) Die in Absatz 1 Nr. 1 bis 4 genannten 
Personen gehören zu den Familienangehörigen 
im engeren Sinne, die übrigen Personen zu 
den sonstigen Familienangehörigen. 


§ 3 

Anspruchsvoraussetzungen 

Familienangehörige nach § 2 Abs. 1 Nr. 1 
bis 3 und 5 bis 9 haben Anspruch auf Leistun- 
gen zur Unterhaltssicherung, wenn sie nach 
bürgerlichem Recht unterhaltsberechtigt sind, 
die übrigen F amilienangehörigen, wenn sie 
von dem Wehrpflichtigen ganz oder über- 
wiegend unterhalten werden (Anspruchsbe- 
rechtigte). 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§ 2 

Familienangehörige 

(1) Familienangehörige des Wehrpflichti- 
gen im Sinne dieses Gesetzes sind 

1. unverändert 

2. unverändert 

3. unverändert 

4. unverändert 

5. die unehelichen Kinder des Wehrpflich- 
tigen, wenn seine Vaterschaft oder Un- 
terhaltspflicht festgestellt ist, 

6. unverändert 

7. unverändert 

8. unverändert 

9. unverändert 

10. unverändert 

11. unverändert 

12. Geschwister des Wehrpflichtigen. 

(2) Die In Absatz 1 Nr. 1 bis 4 genannten 
Personen sind Familienangehörige im enge- 
ren Sinne, die übrigen Personen sonstige Fa- 
milienangehörige. 


§ 3 

Anspruchsvoraussetzungen 

(1) Familienangehörige nach § 2 Abs. 1 
Nr. 1 bis 3 und 5 bis 9 haben Anspruch auf 
Leistungen zur Unterhaltssicherung, 

1. wenn sie nach bürgerlichem Recht einen 
Unterhaltsanspruch gegen den Wehrpflich- 
tigen haben oder 

2. wenn sie nach bürgerlichem Recht einen 
Unterhaltsanspruch gegen den Wehrpflich- 
tigen hätten, falls er nicht eingezogen 
worden wäre. 

(2) Familienangehörige nach § 2 Abs. 1 
Nr. 4 und 10 bis 12 haben Anspruch auf 
Leistungen zur Unterhaltssicherung, 

1. wenn sie von dem Wehrpflichtigen ganz 
oder überwiegend unterhalten worden 
sind oder 
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§ 4 

Anspruch des Wehrpflichtigen 

Der Wehrpflichtige hat Anspruch auf Lei- 
stungen nach § 8. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Art und Maß der Leistungen zur Unter- 
haltssicherung 

§ 3 

Leistungsarten 

Als Leistungen zur Unterhaltssicherung 
werden gewährt 

1. allgemeine Leistungen (Tabellensatz, § 6), 

2. Einzelleistungen (§ 7), 

3. Sonderleistungen (§ 8). 

§ 6 

Allgemeine Leistungen 

(1) Die Familienangehörigen im engeren 
Sinne erhalten allgemeine Leistungen zur Un- 
terhaltssicherung nach der Tabelle (Anlage zu 
diesem Gesetz). 

(2) Alleinstehende Familienangehörige im 
engeren Sinne erhalten den Tabellensatz 1. 
Die F amilienangehörigen im engeren Sinne 
erhalten den Tabellensatz II, wenn neben 
einem F amilienangehörigen im engeren Sinne 
bis zu zwei anspruchsberechtigte Familien- 
angehörige vorhanden sind; sie erhalten den 
Tabellensatz III, wenn eine darüber hinaus- 
gehende Zahl anspruchsberechtigter Familien- 
angehöriger vorhanden ist. 


(3) Mit dem Tabellensatz II oder III wer- 
den die Ansprüche sämtlicher Familienange- 
höriger abgegolten, soweit nicht Ansprüche 
nach 7 und 8 gegeben sind. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

2. wenn sie von dem Wehrpflichtigen ganz 
oder überwiegend unterhalten worden 
wären, falls er nicht eingezogen worden 
wäre. 


§ 4 

un verändert 


ZWEITER ABSCHNITT 

Art und Maß der Leistungen zur Unter- 
haltssicherung 

§ 5 

unverändert 


§ 6 

Allgemeine Leistungen 

(1) unverändert 


(2) Familienangehörige im engeren Sinne 
erhalten 

1. den Tabellensatz I, wenn neben ihnen an- 
spruchsberechtigte Familienangehörige 
nicht vorhanden sind, 

2. den Tabellensatz II, wenn neben ihnen 
bis zu zwei anspruchsberechtigte Familien- 
angehörige vorhanden sind, 

3. den Tabellensatz III, wenn neben ihnen 
drei oder mehr anspruchstberechtigte Fa- 
milienangehörige vorhanden sind. 

(3) Mit dem Tabellensatz II oder III wer- 
den die Ansprüche sämtlicher Familienange- 
höriger mit Ausnahme der Ansprüche nach 
§ 8 abgegolten. 
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§ 7 

Einzelleistungen 

(1) Sonstige Familienangehörige erhalten 
Einzelleistungen, wenn ihr Anspruch nicht 
nadi § 6 Abs. 3 durch den Tabellensatz ab- 
gegolten ist. Die Einzelleistungen bemessen 
sidi nadi den Unterhaltsleistungen, die der 
Wehrpfliditige bis zu seiner Einberufung ge- 
währt hat oder zu deren Gewährung er ver- 
pflichtet ist. 


(2) Die Einzelleistungen dürfen, auch bei 
Vorhandensein mehrerer Anspruchsberechtig- 
ter, die Hälfte des Tabellensatzes I nidit über- 
sdireiten. Reicht dieser Betrag zur vollen Be- 
friedigung der Ansprüche nicht aus, so sind 
die Leistungen verhältnismäßig zu kürzen. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

§ 7 

Einzelleistungen 

(1) Sonstige Familienangehörige erhalten 
Einzelleistungen, wenn ihr Ansprudi nidit 
nach § 6 Abs. 3 durch den Tabellensatz ab- 
gegolten ist. 


(1 a) Die Einzelleistungen bemessen sich 
nach den Unterhaltsleistungen, die der Wehr- 
pflichtige bis zu seiner Einberufung gewährt 
hat oder zu deren Gewährung er verpflichtet 

wäre, wenn er nidit eingezogen worden 
wäre. War der Wehrpfliditige vor der Ein- 
berufung infolge Arbeitslosigkeit, Kurzarbeit 
oder Krankheit oder aus Gründen, denen er 
sich nicht entziehen konnte, zur Gewährung 
des Unterhalts außerstande, so bemessen sich 
die Einzelleistungen nach den Unterhaltslei- 
stungen, zu deren Gewährung er verpflich- 
tet gewesen wäre, wenn diese Umstände 
nicht Vorgelegen hätten. 

(2) unverändert 


S 8 

Sonderleistungen 

(1) Die anspruchsberechtigten Familien- 
angehörigen im engeren Sinne und der Wehr- 
pflichtige erhalten Sonderleistungen. Die Son- 
derleistungen werden neben den allgemeinen 
Leistungen nach § 6 gewährt. 

(2) Als Sonderleistungen werden gewährt 

1 . Krankenhilf e und Hilfe an Schwangere 
und Wöchnerinnen, wenn sie nicht nach den 
Vorschriften der Sozialversicherung oder 
anderen gesetzlichen Vorschriften gewährt 
werden oder soweit die Kosten nicht von 
einer privaten Krankenversicherung ersetzt 
werden; die Hilfe soll sicherstellen, was 
den Familienangehörigen eines Versicherten 
nach den Vorschriften der Sozialversiche- 
rung zusteh^; 


§ 8 

Sonderleistungen 
(1) unverändert 


(2) Als Sonderleistungen werden gewährt 

1. Krankenhilfe und Hilfe an Schwangere 
und Wöchnerinnen, wenn sie nicht nach 
sozialversicherungsrechtlichen oder ande- 
ren gesetzlichen Vorschriften gewährt 
werden oder soweit die Kosten nicht von 
einer privaten Krankenversicherung er- 
setzt werden; die Hilfe hat die Leistungen 
sicherzustellen, die den Familienangehöri- 
gen nach den Vorschriften der gesetzlichen 
Krankenversicherung zustehen; 
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2. für nicht Sozialversicherungspflichtige die 
Beiträge zur privaten Krankenversicherung, 
sofern diese V er Sicherung sechs Monate un- 
mittelbar vor der Einberufung bestand; 


3. Mietbeihilfe zur Erhaltung der Wohnstätte 
eines Wehrpflichtigen, der nicht mit Fami- 
lienangehörigen im engeren Sinne in Haus- 
haltsgemeinschaft lebt und dem die Lösung 
des MIetverhältnis5e5 nicht zugemutet wer- 
den kann; 

4. Beihilfen für den Wehrpflichtigen 2 ur Ab- 
geltung von Verpflichtungen aus Lebens- 
versicherungsverträgen, Bauspar-, Heim- 
stätten-, Siedlungs- und steuerbegünstigten 
Kapitalansammlungsverträgen oder aus 
dem Bau von Eigenheimen, wenn diese 
Verpflichtungen bereits zwölf Monate vor 
der Einberufung bestanden und nicht aus 
dem Tabellensatz bestritten werden können; 

5. a) Aufwendungen für Ersatzkräfte oder 

Vertreter, die anstelle des Wehrpflich- 
tigen In seinem Gewerbebetrieb, Betrieb 
der Land- oder Forstwirtschaft oder im 
freien Beruf tätig werden, 

b) Aufwendungen für Miete der Berufs- 
stätte, 

c) sonstige unabwendbare Aufwendungen 
zur Sicherung der Fortführung des Ge- 
werbebetriebes oder des Betriebes der 
Land- oder Forstwirtschaft oder des 
freien Berufes, 

siehe Nummer 4 


wenn diese Aufwendungen aus dem Ein- 
kommen des Wehrpflichtigen oder den Er- 
trägen des Gewerbebetriebes, des Betriebes 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

2. für nidit Sozialversicherungspfliditige die 
Beiträge zur privaten Krankenversiche- 
rung; 

2 a. für nur freiwillig in den gesetzlichen 
Rentenversidierungen weiterversicherte 
Wehrpflichtige die zu entriditenden Bei- 
träge nach Maßgabe der für Versiche- 
rungspflichtige geltenden Bestimmungen; 

3. Mietbeihilfe zur Erhaltung der Wohnung 
eines Wehrpfllditigen, der nicht mit Fami- 
lienangehörigen Im engeren Sinne In Haus- 
haltgemeinsdiaft lebt und dem nicht zu- 
gemutet werden kann, das Mietverhältnis 
zu lösen; 

4. entfällt hier, 

siehe Nummer 5 Buchstabe d 


5. Ersatz für 

a) Aufwendungen für Ersatzkräfte oder 
Vertreter, die anstelle des Wehrpflich- 
tigen in seinem Gewerbebetrieb, Betrieb 
der Land- oder Forstwirtschaft oder Im 
freien Beruf tätig werden, 

b) Aufwendungen für Miete der Berufs- 
stätte, 

c) sonstige unabwendbare Aufwendungen 
zur Sicherung der Fortführung des Ge- 
werbebetriebes oder des Betriebes der 
Land- oder Forstwirtschaft oder des 
freien Berufes, 

d) Aufwendungen für Verpflichtungen 
aus Lebensversldaerungsverträgen, Bau- 
spar-, Heimstätten-, Siedlungs- und 
steuerbegünstigten Kapitalansamm- 
lungsverträgen oder aus dem Bau von 
Eigenheimen, wenn diese Verpflichtun- 
gen bereits zwölf Monate vor der Ein- 
berufung bestanden und 15 vom Hun- 
dert des Nettoeinkommens nicht über- 
steigen, 

wenn diese Aufwendungen aus dem Ein- 
kommen des Wehrpflichtigen oder den Er- 
trägen des Gewerbebetriebes, des Betriebes 
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der Land- oder Forstwirtschaft oder des 
freien Berufes nachweislich nicht gedeckt 
werden können; 

6. Ersatz der notwendigen Aufwendungen für 
die Bestattung von Familienangehörigen, 
soweit diese Aufwendungen nicht durch An- 
sprüche gegen Versicherungen oder ähnliche 
Einrichtungen gedeckt sind. 


§ 9 

Antrag 

(1) Die Leistungen zur Unterhaltssicherung 
werden auf Antrag gewährt. 

(2) Antragsberechtigt sind 

1. die anspruchsberechtigten Familienange- 
hörigen, 

2. der Wehrpflichtige. 


(3) Das Antragsrecht erlischt einen Monat 
nach Beendigung des Wehrdienstes. 

§ 10 

Empfangsberechtigte 

(1) Die Einzelleistungen sind an die An- 
spruchsberechtigten, die übrigen Leistungen 
zur Unterhaltssicherung an die Ehefrau oder, 
wenn eine anspruchsberechtigte Ehefrau nicht 
vorhanden ist oder von dem W ehr pflichtigen 
getrennt lebt, an die von dem Wehrpflichti- 
gen bestimmte Person auszuzahlen. 

(2) Flat der Wehrpflichtige sich gegenüber 
anspruchsberechtigten F amilienangehörlgen 
durch Vertrag zur Unterhaltszahlung ver- 
pflichtet oder seine Unterhaltspflicht an- 
erkannt oder Hegt über seine Unterhaltspflicht 
ein vollstreckbarer Titel vor, so ist dieser Un- 
terhaltsbetrag In den Fällen des § 6 Abs. 3 
vom Tabellensatz abzuziehen und an den 
Berechtigten oder diejenige Person, Anstalt 
oder Behörde auszuzahlen. In deren Obhut 
sich der Berechtigte befindet. § 7 Abs. 2 findet 
entsprechende Anwendung. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

der Land" oder Forstwirtschaft oder des 
freien Berufes nachweislich nicht gedeckt 
werden können; 

6. unverändert 


(3) Die Sonderleistungen nacii Absatz 2 
Nr. 2 bis 3 und 5 Buchstabe d dürfen zusam- 
men mit den allgemeinen Leistungen 90 vom 
Hundert der Bemessungsgrundlage (§ H) 
nicht übersteigen. 

S 9 

Antrag 

(1) unverändert 

(2) unverändert 


(2 a) Als Antrag gilt auch die schriftliche 
Anzeige eines Fürsorgeverbandes nach § 21 a 
der Reichsfürsorgepflichtverordnung. 

(3) unverändert 
§ 10 

Empfangsberechtigte 

(1) Die Einzelleistungen und die Sonder- 
leistungen sind an die Anspruchsberechtigten, 
die allgemeinen Leistungen an die Ehefrau 
oder, wenn eine anspruchsberechtigte Ehe- 
frau nicht vorhanden Ist, an die von dem 
Wehrpflichtigen bestimmte anspruchsberech- 
tigte Person auszuzahlen. 

(2) Hat der Wehrpflichtige sich gegenüber 
anspruchsberechtigten Familienangehörigen 
durch Vertrag zur Unterhaltszahlung ver- 
pflichtet oder seine Unterhaltspflicht aner- 
kannt oder Hegt über seine Unterhaltspflicht 
ein vollstreckbarer Titel vor oder beantragt 
es der Wehrpflichtige bei der zuständigen 
Behörde, so ist dieser Unterhaltsbetrag in den 
Fällen des § 6 Abs. 3 vom Tabellensatz ab- 
zuziehen und an den Berechtigten oder die- 
jenige Person, Anstalt oder Behörde auszu- 
zahlen, In deren Obhut sich der Berechtigte 
befindet. § 7 Abs. 2 findet entsprechende An- 
wendung. 
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§ 11 

Bemessungsgrundlage 

(1) Der Tabellensatz (§ 6) bemißt sidi nach 
dem monatlldien Durchschnitt des Nettoein- 
kommens des Wehrpflichtigen im letzten Jahr 
vor der Einberufung. Zeiten des Verdienst- 
ausfalls Infolge Arbeitslosigkeit, Kurzarbeit 
und Krankheit sowie aus Gründen, denen der 
Wehrpfliditige sidi nicht entziehen konnte, 
werden in die Jahresfrist nicht eingerechnet; 
die Jahresfrist erweitert sich entsprechend. 

(2) Nettoeinkommen ist 

7. bei einem Wehrpflichtigen, der nicht zur 
Einkommensteuer zu veranlagen ist, der 
Arbeitslohn nach Abzug der zu entrichten- 
den Steuern vom Einkommen und der Ar- 
beitnehmeranteile zur gesetzlichen Sozial- 
versicherung sowie seine Einkünfte Im 
Sinne des § 2 Abs. 3 Nr. 1 bis 3 und 5 bis 7 
des Einkommensteuergesetzes, 

2. bei einem Wehrpflichtigen, der zur Einkom- 
mensteuer zu veranlagen ist, der Gesamt- 
betrag der von ihm erzielten Einkünfte, 
der sich aus dem letzten Einkommensteuer- 
bescheid nach Abzug der auf diese Ein- 
künfte entfallenden Steuern vom Einkom- 
men ergibt. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
§ 11 

Bemessungsgrundlage 

(1) Der Tabellensatz (§ 6) bemißt sich nach 
dem monatlichen Durchschnitt des Nettoein- 
kommens des Wehrpflichtigen. 


(2) Nettoeinkommen Ist 

1. bei einem Wehrpflichtigen, der zur Ein- 
kommensteuer zu veranlagen ist, der Ge- 
samtbetrag der von ihm erzielten Ein- 
künfte, der sich aus dem letzten Einkom- 
mensteuerbescheid nach Abzug der auf 
diese Einkünfte entfallenden Steuern vom 
Einkommen ergibt; 

2. bei einem Wehrpflichtigen, der nicht zur 
Einkommensteuer zu veranlagen ist, der 
Arbeitslohn im letzten Jahr vor der Ein- 
berufung nach Abzug der zu entrichtenden 
Steuern vom Einkommen und der Aribeit- 
nehmeranteile zur gesetzlichen Sozial- und 
Arbeitslosenversicherung sowie seine Ein- 
künfte Im Sinne des § 2 Abs. 3 Nr. 1 
bis 3 und 5 bis 7 des Einkommensteuerge- 
setzes. 

(3) Zeiten des Verdienstausfalls Infolge 
Arbeitslosigkeit, KurzaAeit oder Krankheit 
oder aus Gründen, denen der Wehrpflichtige 
sich nicht entziehen konnte, bleiben unbe- 
rücksichtigt. Betragen diese Zeiten im Falle 
des Absatzes 2 Nr. 2 mehr als ein Jahr, so ist 
der monatliche Durchschnitt des Nettoein- 
kommens in dem vor dieser Zeit liegenden 
Jahr maßgebend. 


§ 12 


Anrechnung von Einkommen 

(1) Die Leistungen zur Unterhaltssicherung 
sind um die Einkünfte des Wehrpflichtigen 
zu kürzen, die er nach der Einberufung aus 
seiner bisherigen Erwerbstätigkeit, aus seinem 
Vermögen, aus Renten oder aus sonstigen 
Leistungen öffentlicher oder privater Art er- 
hält. Dabei bleiben der Wehrsold und nach 
Maßgabe einer Rechtsverordnung (§26 Nr. 2) 


§ 12 


Anrechnung von Einkommen 

(1) Die Leistungen zur Unterhaltssicherung 
sind um die Einkünfte des Wehrpflichtigen 
zu kürzen, die er nach der Einberufung aus 
seiner bisherigen Erwerbstätigkeit, aus sei- 
nem Vermögen oder aus sonstigen Leistun- 
gen privater Art erhält. Dabei bleiben außer 
Ansatz 


1. der Wehrsold; 
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Einnahmen^ die auf Grund gesetzlicher Vor- 
schrift steuerfrei oder bei der Berechnung 
von Sozialleistungen nicht zu berücksichtigen 
sind, außer Ansatz, jedoch ist Kindergeld, das 
nur infolge der Wehrdienstleistung nach dem 
Kindergeldergänzungsgesetz gewährt wird, 
von dem Tabellensatz abzuziehen, wenn in 
dem Nettoeinkommen Kinderzuschläge oder 
ähnliche Leistungen für Kinder enthalten sind. 


(2) Haben anspruchsberechtigte Familien- 
angehörige eigene Einkünfte, so gilt Absatz 1 
entsprechend. Soweit die Einkünfte auf ihrer 
Arbeitskraft beruhen, bleiben 60 vom Hun- 
dert, bei Gewährung des Tabellensatzes min- 
destens zweihundert Deutsche Mark anrech- 
nungsfrei. 

(3) Die Gewährung von Leistungen zur 
Unterhaltssicherung darf nicht von dem Ver- 
brauch oder der Verwertung des Vermögens 
abhängig gemacht werden. 


§ 13 

Ruhen der Leistungen 

(1) Die Leistungen zur Unterhaltssicherung 
ruhen, wenn der Wehrpfliditige eigenmächtig 
seine Truppe oder Dienststelle verläßt oder 
ihr fernbleibt und länger als eine Woche ab- 
wesend Ist. Das gleiche gilt, wenn der Wehr- 
pflichtige eine Freiheitsstrafe von wenigstens 
drei Monaten verbüßt. 

(2) Verbüßt ein anspruchsberechtigter Fami- 
lienangehöriger eine Freiheitsstrafe von we- 
nigstens drei Monaten oder ist er für den 
gleichen Zeitraum auf Grund einer Maßregel 
der Sicherung und Besserung untergebracht, so 
ruhen die auf ihn entfallenden Leistungen zur 
Unterhaltssicherung. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

2. freiwillige Notstandsbeihilfen, Jubiläums- 
geschenke, Heirats- und Geburtsbeihilfen 
und Weihnachtszuwendungen von Arbeit- 
gebern an Wehrpflichtige für die Zeit der 
Einberufung; 

3. Entschädigungen an den Wehrpflichtigen 
auf Grund arbeitsrechtlicher Vorschriften 
und Übergangsgelder und Übergangsbei- 
hilfen auf Grund gesetzlicher Vorschriften 
wegen Entlassung aus seinem Dienstver- 
hältnis; 

4. Kindergeld. 

Kindergeld, das nur infolge der Wehr- 
dienstleistung nach dem Kindergeldergän- 
^ngsgesetz gewährt wird, ist jedoch von 
dem Tabellensatz abzuziehen, wenn in dem 
Nettoeinkommen Kinderzuschläge oder 
ähnliche Leistungen für die Kinder, für die 
Kindergeld gewährt wird, enthalten sind 
und zur Steigerung des Tabellensatzes ge- 
führt haben. 

(2) entfällt 


(3) unverändert 


S 13 

unverändert 


9 
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Beschlüsse des 6. Ausschusses 


(3) Tritt das Ruhen des Rechts auf Leistun- 
gen zur Unterhaltssicherung im Laufe eines 
Monats ein, so wird die Zahlung mit Ende 
dieses Monats eingestellt; tritt es am ersten 
Tage eines Monats ein, so hört die Zahlung 
mit dem Beginn dieses Monats auf. Lebt das 
Recht auf Leistungen zur Unterhaltssicherung 
im Laufe eines Monats wieder auf, so beginnt 
die Zahlung mit dem Ersten dieses Monats; 
lebt es am letzten Tage eines Monats wieder 
auf, so beginnt die Zahlung mit dem Ersten 
des folgenden Monats. 

§ 14 

Rechtsübergang 

(1) Ist ein alleinstehender Anspruchsberech- 
tigter in F ürsorgeerziehung, in einer Heil- 
oder Pflegeanstalty einer Trinkerheilanstalt, 
einer Entziehungsanstalt, einem Arbeitshaus 
oder einem Asyl unter gebracht, so geht sein 
Anspruch auf Leistungen zur Unterhalts- 
sicherung für die Zeit der Unterbringung bis 
zur Höhe der Unterbringungskosten auf die 
Stelle über, der diese Kosten zur Last fallen. 

(2) Für Beginn und Ende des Rechtsüber- 
ganges gilt § 13 Abs. 3 entsprechend. 


§ 14 

entfällt 


§ 14 a 

Übergang von Schadensersatzansprüdien 

Steht ansprudisberechtigten Familienange- 
hörigen infolge eines Ereignisses, durch das 
die Gewährung oder die Erhöhung von Lei- 
stungen zur Unterhaltssicherung erforderlich 
wird, ein gesetzlicher Schadensersatzanspruch 
gegen Dritte zu, so geht dieser Anspruch auf 
die Bundesrepublik Deutschland über, soweit 
diese den anspruchsberechtigten Familienan- 
gehörigen Leistungen zur Unterhaltssiche- 
rung wegen des Ereignisses gewährt. 


§ 15 

Steuerfreiheit 

(1) Leistungen nach diesem Gesetz sind 
steuerfrei. Das gilt nicht für Leistungen nach 
§ 8 Abs. 2 Nr. 5. 

(2) Beiträge zur privaten Krankenversiche- 
rung nach § 8 Abs. 2 Nr. 2 und Leistungen 
auf Grund von Verpflichtungen im Sinne von 
§ 8 Abs. 2 Nr. 4 sind insoweit nicht als Son- 
derausgaben im Sinne von § 10 des Einkom- 


§ 15 


unverändert 
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mensteuergesetzes abzugsfähig, als für sie 
Sonderleistungen nach § 8 gewährt werden. 


§ 16 

Überzahlungen 

(1) Zu Unrecht empfangene Leistungen zur 
Unterhaltssicherung sind zurückzuerstatten, 
soweit im folgenden nichts anderes bestimmt 
ist. Der Einwand der nicht mehr vorhande- 
nen Bereicherung ist ausgeschlossen. 

(2) Soweit die Überzahlung auf einer we- 
sentlichen Änderung der Verhältnisse beruht, 
kann der zu Unrecht gezahlte Betrag nur zu- 
rückgefordert werden, wenn der Empfänger 
wußte oder wissen mußte, daß ihm die ge- 
währten Leistungen im Zeitpunkt der Zah- 
lung nicht oder nicht in der bisherigen Höhe 
zustanden, oder wenn die Rückforderung 
wegen der wirtschaftlichen Verhältnisse des 
Empfängers zumutbar ist. 

(3) Von der Rückforderung der zu Unrecht 
empfangenen Leistungen kann ganz oder teil- 
weise abgesehen werden, wenn sie eine be- 
sondere Härte für den Empfänger bedeutet 
oder wenn daraus in unverhältnismäßigem 
Umfang Kosten oder Verwaltungsaufwand 
entstehen. 


DRITTER ABSCHNITT 
Zuständigkeit und Verfahren 

§ 17 

Zuständigkeit 

(1) Die Länder führen dieses Gesetz im 
Aufträge des Bundes durch. 

(2) Örtlich zuständig für die Feststellung 
und Bewilligung der Leistungen zur Unter- 
haltssicherung ist die kreisfreie Stadt oder 
der Landkreis, in deren Bezirk der Wehr- 
pflichtige im Zeitpunkt seiner Einberufung 
seinen Wohnsitz oder ständigen Aufenthalt 
hat. 

(3) Die Landkreise können die Durchfüh- 
rung den ihnen zugehörigen Gemeinden oder 
Gemeindeverbänden mit mehr als 10 000 Ein- 
wohnern übertragen. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


§ 16 

Überzahlungen 

(1) Zu Unrecht empfangene Leistungen 
zur Unterhaltssicherung sind zu erstatten, so- 
weit im folgenden nichts anderes bestimmt 
ist. Der Einwand der nicht mehr vorhande- 
nen Bereicherung ist ausgeschlossen. 

(2) unverändert 


(3) unverändert 


DRITTER ABSCHNITT 
Zuständigkeit und Verfahren 

§ 17 

Zuständigkeit 

(1) unverändert 

(2) Die Landesregierungen bestimmen die 

für die Feststellung und Bewilligung der Lei- 
stungen zur Unterhaltssicherung zuständigen 
Behörden, 


(3) entfällt 


n 
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§ 18 

Zahlungsart und Dauer 

(1) Die Leistungen zur Unterhaltssicherung 
werden in der festgesetzten Höhe vom Tage 
des Beginns bis zum Tage der Beendigung des 
Wehrdienstes gewährt, sofern nicht zwischen- 
zeitlich eine Änderung in den Verhältnissen 
des Wehrpflichtigen oder seiner Familienange- 
hörigen eintritt, durch welche die Voraus- 
setzungen zur Weitergewährung der Leistun- 
gen sidi ändern oder entfallen. 

(2) Die laufenden Leistungen zur Unter- 
haltssicherung werden monatlich im voraus 
gezahlt. Bei einer Zahlung nach Tagen wird 
der Monat zu dreißig Tagen gerechnet. 


§ 19 
Kosten 

(1) Die Leistungen zur Unterhaltssicherung 
trägt der Bund, Sonderleistungen (§ 8) jedoch 
nur in Höhe von 80 vom Hundert. Die Aus- 
gaben sind für Rechnung des Bundes zu lei- 
sten. Die damit zusammenhängenden Ein- 
nahmen sind an den Bund abzuführen. 


(2) Auf die für Rechnung des Bundes ge- 
leisteten Ausgaben und die mit ihnen zu- 
sammenhängenden Einnahmen sind die Vor- 
schriften über das Haushaltsrecht des Bundes 
anzuwenden. Die für die Durchführung des 
Haushalts verantwortlichen Bundesbehörden 
können ihre Befugnisse auf die zuständigen 
obersten Landesbehörden übertragen und zu- 
lassen, daß auf die für Rechnung des Bundes 
zu leistenden Ausgaben und die mit ihnen zu- 
sammenhängenden Einnahmen die landes- 
rechtlichen Vorschriften über die Kassen- und 
Buchführung der zuständigen Landes- und 
Gemeindebehörden angewendet werden. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
§ 18 

unverändert 


§ 18 a 

Leistungen nach Beendigung des Wehr- 
dienstes 

Ansprudisberechtigte Familienangehörige 
und der Wehrpflichtige erhalten, solange der 
Wehrpflichtige nach Beendigung des Grund- 
wehrdienstes oder einer Wehrübung Wehr- 
sold bezieht, Leistungen zur Unterhaltssiche- 
rung für die Dauer des Wehrsoldbezuges. 

§ 19 
Kosten 

(1) Die Leistungen zur Unterhaltssicherung 
trägt der Bund, Sonderleistungen nach § 8 
Abs. 2 Nr. 5 und 6 und die Aufwendungen 
für den Härteausgleich (§ 23) jedoch nur in 
Höhe von 80 vom Hundert. Die Ausgaben 
sind für Rechnung des Bundes zu leisten. Die 
damit zusammenhängenden Einnahmen sind 
an den Bund abzuführen. 

(2) unverändert 
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§ 20 

AuskunftS“ und Mitteilungspflicht 

(1) Der Wehrpflichtige und die Familien- 
angehörigen sind auf Verlangen der zustän- 
digen Behörden (§ 17) verpflichtet, diesen 
die zur Feststellung der Leistungen zur Un- 
terhaltssicherung erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen. Sie sind ferner verpflichtet, jede Än- 
derung der Verhältnisse, die für die Bemes- 
sung dieser Leistungen von Einfluß sind, un- 
verzüglich anzuzeigen. 


(2) Die Arbeitgeber haben auf Verlangen 
der zuständigen Behörden Auskunft über Art 
und Dauer der Beschäftigung, über die Ar- 
beitsstätte und über den Arbeitsverdienst des 
zum W ehrdienst einberufenen W ehrpflichtigen 
und der Familienangehörigen zu erteilen. 

§21 

Amtshilfe 

(1) Alle Behörden haben den nach § 17 zu- 
ständigen Behörden Amtshilfe zu leisten. 

(2) Die Organe der Sozialversicherungs- 
träger sind verpflichtet, über alle das Beschäf- 
tigungsverhältnis des Wehrpflichtigen und 
der Familienangehörigen betreffenden Tat- 
sachen Auskunft zu erteilen. 

(3) Die Finanzbehörden haben den zur Ge- 
währung der Leistungen zur Unterhaltssiche- 
rung zuständigen Behörden, soweit erforder- 
lich, über die ihnen bekannten Einkommens- 
und Vermögensverhältnisse des Wehrpflich- 
tigen und seiner Familienangehörigen Aus- 
kunft zu erteilen. 

(4) Die für die Einberufung und Entlassung 
eines Wehrpflichtigen zuständigen Stellen ha- 
ben den nach § 17 zuständigen Behörden die 
Tatsachen unverzüglich mitzuteilen, die für 
die Gewährung oder Einstellung der Leistun- 
gen zur Unterhaltssicherung erheblich sind. 

§ 22 

Rechtsweg 

Für Rechtsstreitigkelten bei der Ausfüh- 
rung dieses Gesetze5 gilt die Verwaltungs- 
gerichtsordnung vom (Bundes- 

gesetzbl. IS... .). 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 
§ 20 

AuskunftS- und Mitteilungspflicht 

(1) Der Wehrpflichtige und die Familien- 
angehörigen sind auf Verlangen der zustän- 
digen Behörden (§ 17) verpflichtet, diesen 
die zur Feststellung der Leistungen zur Un- 
terhaltssicherung erforderlichen Auskünfte zu 
erteilen. Sie sind ferner verpflichtet, jede Än- 
derung der Verhältnisse, die für die Bemes- 
sung dieser Leistungen von Einfluß sind, un- 
verzüglich anzuzeigen. Die Verwaltungsbe- 
hörde muß auf diese Verpflichtung Hinwei- 
sen. 

(2) entfällt 


§ 21 

Amtshilfe 

(1) unverändert 

(2) Die Sozialversicherungsträger sind ver- 
pflichtet, über alle das Beschäftigungsverhält- 
nis des Wehrpflichtigen und der Familien- 
angehörigen betreffenden ihnen bekannten 
Tatsachen Auskunft zu erteilen. 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


§ 22 

Rechtsweg 

Für Rechtsstreitigkeiten über Leistungen 
zur Unterhaltssicherung nach diesem Gesetz 
gilt die Verwaltungsgerichtsordnung. 
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VIERTER ABSCHNITT 
Sonstige Vorschriften 

§ 23 

Härteausgleich 

Sofern sich in einzelnen Fällen aus den 
Vorschriften dieses Gesetzes besondere Här- 
ten ergeben, kann der Bundesminister des 
Innern im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister für Verteidigung einen Ausgleich 
gewähren. 

§ 24 

Stadtstaat-Klausel 

Die Länder Bremen und Hamburg bestim- 
men, welche Stellen die Aufgaben erfüllen, 
die in diesem Gesetz und den dazu ergehen- 
den Vorschriften den kreisfreien Städten und 
Landkreisen oder den Gemeinden {Gemeinde- 
verbänden) zugewiesen sind. 


§ 25 

Ordnungswidrigkeit 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig 

1. bei Erteilung der Auskunft nach § 20 
Abs. 1 unrichtige oder unvollständige An- 
gaben macht oder 

2. die in § 20 Abs. 1 vorgeschriebene Anzeige 
nicht oder nicht rechtzeitig erstattet oder 

3. Auskünfte, zu denen er nach § 20 Abs. 2 
verpflichtet ist, ganz oder teilweise ver- 
weigert oder nicht rechtzeitig erteilt oder 
unrichtige oder unvollständige Angaben 
macht. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn 
sie vorsätzlich begangen ist, mit einer Geld- 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

VIERTER ABSCHNITT 
Sonstige Vorschriften 

§ 23 

Härteausgleich 

Sofern sich in einzelnen Fällen aus den 
Vorschriften dieses Gesetzes besondere Här- 
ten ergeben, kann die zuständige oberste 
Landesbehörde im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister des Innern und dem Bundes- 
minister für Verteidigung einen Ausgleich 
gewähren. 

§ 24 

entfällt 


§ 24 a 

Übergangsvorschriften für Rechtsmittel 

Bis zum Inkrafttreten der Verwaltungs- 
gerichtsordnung gelten das Gesetz über das 
Bundesverwaltungsgericht vom 23. Septem- 
ber 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 625) und die 
landesrechtlichen Vorschriften über die Ver- 
waltungsgerichtsbarkeit. 

§ 25 

Ordnungswidrigkeit 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig 

1. bei Erteilung der Auskunft nach § 20 
Abs. 1 Satz 1 unrichtige oder unvollstän- 
dige Angaben macht oder 

2. die in § 20 Abs. 1 Satz 2 vorgeschriebene 
Anzeige nicht oder nicht rechtzeitig erstat- 
tet. 

3. e n t f ä 1 1 1 


(2) unverändert 
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büße bis zu eintausend Deutsche Mark, wenn 
sie fahrlässig begangen ist, mit einer Geld- 
buße bis zu dreihundert Deutsdie Mark ge- 
ahndet werden. 

§26 

Erlaß von Reditsverordnungen 

Die Bundesregierung bestimmt durdi 
Reditsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates das Nähere über 

1. den Inhalt und Umfang der in den §§ 7 
und 8 genannten Leistungen, 

2. die Einnahmen j die nach §12 auf die Lei- 
stungen zur Unterhaltssicherung nicht an- 
gerechnet werden. 

§ 27 

Erlaß von Verwaltungsvorschriften 

Der Bundesminister des Innern und der 
Bundesminister für Verteidigung erlassen im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister der 
Finanzen und mit Zustimmung des Bundes- 
rates die zur Durdiführung dieses Gesetzes 
erforderlichen allgemeinen Verwaltungsvor- 
schriften. 

§ 28 

Ergänzung des Kindergeldergänzungsgesetzes 

Das Gesetz zur Ergänzung des Kindergeld- 
gesetzes (Kindergeldergänzungsgesetz) vom 
23. Dezember 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 841) 
wird wie folgt ergänzt: 

1. In § 4 werden als neue Absätze 5 und 6 an- 
gefügt; 

„(5) Wehrpflichtigen, denen ein An- 
spruch auf Kindergeld nach dem Kinder- 
geldgesetz, dem Kindergeldanpassungsge- 
setz oder nach diesem Gesetz zusteht, ist 
für die Dauer des Grundwehrdienstes oder 
einer Wehrübung das Kindergeld von dem 
bisherigen Träger der Kindergeldzahlung 
weiterzugewähren. 

(6) Wehrpflichtige, für deren Kinder 
nach den Vorschriften des § 3 Abs. 2 
Nr. 1, 2 und 6, des § 32 Abs. 4 des Kinder- 
geldgesetzes oder nach § 2 Abs. 1, § 5 
Abs. 1 und § 6 dieses Gesetzes kein An- 
spruch auf Kindergeld besteht, erhalten für 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 


§ 26 

Erlaß von Rechtsverordnungen 

Die Bundesregierung bestimmt das Nähere 
über den Inhalt und Umfang der in den 
§§ 7 und 8 genannten Leistungen durdi 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bun- 
desrates. 


§ 27 

unverändert 


§ 28 

Ergänzung des Kindergeldergänzungsgesetzes 

Das Gesetz zur Ergänzung des Kindergeld- 
gesetzes (Kindergeldergänzungsgesetz) vom 
23. Dezember 1955 (Bundesgesetzbl. I S. 841) 
wird wie folgt ergänzt; 

1. In § 4 werden als neue Absätze 5 und 6 an- 
gefügt: 

„(5) unverändert 


(6) Wehrpflichtige, für deren Kinder 
nadi den Vorschriften des § 3 Abs. 2 
Nr. 1, 2 und 6, des § 32 Abs. 4 des Kinder- 
geldgesetzes oder nach § 2 Abs. 1, § 5 
Abs. 1 und § 6 dieses Gesetzes kein An- 
spruch auf Kindergeld besteht, erhalten für 
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die Dauer des Grundwehrdienstes oder 
einer Wehrübung das Kindergeld von den 
in § 3 Abs. 1 Nr. 3 genannten Trägern." 


2. § 7 Abs. 7 erhält folgende Fassung: 

„(7) Die sich aus § 3 Abs. 1 Nr. 3 er- 
gebenden Aufwendungen einschließlich der 
Verwaltungskosten sowie die einem Grund- 
wehrpfliAtigen während der Dauer des 
Wehrdienstes oder einer Wehrübung von 
einem Träger der Kindergeldzahlung ge- 
währten Leistungen erstattet der Bund.“ 

§ 29 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
in Kraft. 


Beschlüsse des 6. Ausschusses 

die Dauer des Grundwehrdienstes oder 
einer Wehrübung das Kindergeld von den 
in § 3 Abs. 1 Nr. 3 genannten Trägern, 
wenn ihre Bezüge oder Leistungen, soweit 
sie als Leistungen im Sinne der Kinder- 
geldgesetzgebung anerkannt sind, infolge 
der Einberufung in Wegfall kommen.“ 

2. unverändert 


§ 29 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. April 1957 in Kraft. 
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Anlage 
(zu § 6) 


Nettoeinkommen 


des Wehrpflichtigen 

Tabellensatz 

— Einkommen- 

in DM 

stufen — 


(monatlich) 

I II III 

in DM 



bis 



260 

200 

217 

234 

über 

260 

bis 

280 

210 

226 

243 

über 

280 

bis 

300 

220 

240 

261 

über 

300 

bis 

320 

230 

255 

279 

über 

320 

bis 

340 

240 

268 

297 

über 

340 

bis 

360 

250 

282 

315 

über 

360 

bis 

380 

260 

296 

333 

über 

380 

bis 

400 

270 

310 

351 

über 

400 

bis 

420 

280 

324 

369 

über 

420 

bis 

440 

290 

338 

387 

über 

440 

bis 

460 

300 

352 

405 

über 

460 

bis 

480 

310 

366 

423 

über 

480 

bis 

500 

320 

380 

441 

über 

500 

bis 

520 

330 

391 

453 

über 

520 

bis 

540 

340 

402 

465 

über 

540 

ibis 

560 

350 

413 

477 

über 

560 

bis 

580 

360 

424 

489 

über 

580 

bis 

600 

370 

435 

501 

über 

600 

bis 

620 

380 

446 

513 

über 

620 

bis 

640 

390 

457 

525 

über 

640 

bis 

660 

400 

468 

537 

über 

660 

bis 

680 

410 

479 

549 

über 

680 

bis 

700 

420 

490 

561 


Nettoeinkommen 




des Wehrpflichtigen 
— Einkommen- 

Tab 

ellensatz 
in DM 

stufen — 




(monatlidi) 
in DM 

I 

II 

III 

über 700 bis 720 

430 

501 

573 

über 720 bis 740 

435 

510 

585 

über 740 bis 760 

440 

518 

597 

über 760 bis 780 

445 

527 

609 

über 780 bis 800 

450 

535 

620 

über 800 bis 820 

455 

543 

632 

über 820 bis 840 

460 

550 

641 

über 840 bis 860 

465 

557 

650 

über 860 bis 880 

470 

564 

659 

über 880 bis 900 

475 

571 

668 

über 900 bis 920 

480 

578 

677 

über 920 bis 940 

485 

585 

686 

über 940 bis 960 

490 

592 

695 

über 960 bis 980 

495 

599 

704 

über 980 bis 1000 

500 

607 

715 

über 1000 bis 1020 

505 

614 

724 

über 1020 bis 1040 

510 

612 

733 

über 1040 bis 1060 

515 

628 

742 

über 1060 bis 1080 

520 

635 

751 

über 1080 bis 1100 

525 

642 

760 

über 1100 bis 1120 

530 

649 

768 

über 1120 bis 1140 

535 

655 

776 

über 1140 bis 1160 

540 

662 

784 

über 1160 bis 1180 

545 

668 

792 

über 1180 

550 

675 

800 
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